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mit der angekündigten Überarbeitung zentraler steuerlicher Regelwerke, neuen Digitalisierungsiniti-

ativen und dem erklärten Ziel des Bürokratieabbaus stehen zahlreiche Vorhaben auf der europäi-

schen Agenda, die für den steuerberatenden Berufsstand von großer Bedeutung sind. Umso wich-

tiger ist es, die Perspektive der Praxis frühzeitig in die politischen Diskussionen einzubringen. 

 

Dass dies gelingen kann, zeigen die vielfältigen Aktivitäten der vergangenen Wochen. Im Austausch 

mit Entscheidungsträgern der europäischen Institutionen haben die German Tax Advisers erneut die 

Anliegen des deutschen Berufsstands vertreten, sich für seine Anerkennung als Rechtsberuf auf 

EU-Ebene eingesetzt und für mehr Rechtssicherheit, praxistaugliche Regelungen und eine konse-

quente Entlastung von unnötiger Bürokratie geworben. Zugleich bringt sich die Bundessteuerbera-

terkammer weiterhin aktiv in laufende Gesetzgebungsverfahren ein und begleitet die aktuellen Ent-

wicklungen auf europäischer Ebene konstruktiv und kritisch. 

 

Besonders erfreulich ist die weitere Stärkung unserer European Tax Adviser Federation (ETAF): Mit 

dem portugiesischen Ordem dos Contabilistas Certificados (OCC) konnte die ETAF ein neues Voll-

mitglied begrüßen und damit ihre Rolle als starke europäische Stimme der regulierten Steuerberufe 

weiter ausbauen. Gleichzeitig richtet sich der Blick bereits auf einen besonderen Meilenstein: Am 3. 

November 2026 wird die ETAF in Brüssel ihr zehnjähriges Bestehen feiern. Das Jubiläum bietet 

Anlass, auf ein Jahrzehnt erfolgreicher Interessenvertretung zurückzublicken und zugleich die zu-

künftige Entwicklung unseres Berufsstands im europäischen Kontext in den Blick zu nehmen. 

 

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre. 

 

Herzliche Grüße aus Brüssel 

 

 

 

Liebe Leserinnen, 

liebe Leser, 

Ihr 

Michael Schick 
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German Tax Advisers: Brüsseler Gespräche 
 

 

 

Am 3. und 4. Juni 2026 führten die German Tax Advisers mehrere Gespräche mit Brüsseler Ent-

scheidungsträgern, um die aktuellen steuer- und berufspolitischen Belange des Berufsstands in den 

europäischen Institutionen weiter zu verankern. Für die BStBK nahmen BStBK-Präsident Hartmut 

Schwab, Vizepräsident Volker Kaiser und Holger Stein an den Gesprächen teil.   
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Im Gespräch mit MdEP Moritz Körner (RENEW Europe / FDP) am 3. Juni 2026 lautete die zentrale 

Botschaft: „Unsere Mandanten brauchen mehr Rechtssicherheit und weniger Bürokratie". Hartmut 

Schwab und Torsten Lüth erläuterten, worauf es beim Bürokratieabbau für Steuerpflichtige und ihre 

Berater wirklich ankommt, und forderten eine spürbare Verringerung der administrativen Belastun-

gen. 

 

Dabei kam auch die – noch nicht gelöste – Herausforderung der delegierten Rechtsakte im Rahmen 

des Anti-Geldwäsche-Pakets zur Sprache: Die GTA wiesen immer wieder darauf hin, dass die für 

den Finanzsektor entwickelten Aufsichtsstandards nicht auf Steuerberater übertragen werden kön-

nen. Schwab und Lüth forderten noch einmal ein, dies bei den anstehenden Vorhaben zu berück-

sichtigen. 

 

Beim Treffen mit Thomas Westphal, Generaldirektor des ECOFIN-Ministerrats (Wirtschaft und Fi-

nanzen) warben die GTA dafür, dass die berufliche Verschwiegenheitspflicht der Steuerberater dau-

erhaft in der EU-Gesetzgebung verankert werden muss. Außerdem forderten sie, dass beim Steuer-

Omnibus Doppelregulierungen vermieden, Quellensteuerverfahren vereinfacht und veraltete Richt-

linien modernisiert werden müssen. Der Besuch bot wertvolle Einblicke in die aktuelle EU-Steuer-

politik aus Perspektive des Rates. 

 

Schließlich diskutierten die GTA mit Reinhard Biebel, Referatsleiter für Direkte Steuern und Steuer-

koordinierung der Generaldirektion TAXUD (Europäische Kommission), den aktuellen Stand der an-

stehenden EU-Legislativvorhaben im Steuerbereich. Hartmut Schwab und Torsten Lüth sagten der 

Kommission für die Vereinfachungsagenda Unterstützung durch den Berufsstand zu; veraltete 

Richtlinien müssten an heutige Unternehmensstrukturen angepasst werden. Sie sprachen sich für 

die Abschaffung der DAC6-Meldepflichten für Intermediäre, den Abbau von Doppelregulierungen im 

Verhältnis zu Pillar 2 und eine kohärente und praxistaugliche Ausgestaltung aller Vereinfachungs-

maßnahmen aus. Zugleich dürfe Vereinfachung nicht auf Kosten von Rechtssicherheit und Qualität 

gehen, da qualifizierte Steuerberatung im öffentlichen Interesse liegt. 

 

Im Rahmen von DAC6 legten die GTA dar, warum die Einbindung von Intermediären in die Berichts-

pflichten ein struktureller Fehler war und forderten eine grundsätzliche Überarbeitung. Erörtert wur-

den auch steuerliche Aspekte des Kommissionsvorschlags "EU Inc.", mögliche Risiken durch feh-

lende Substanzanforderungen und unklare steuerliche Ansässigkeitsregeln. 
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EU-Steuerpolitik  
 

DAC-Recast: Irische Ratspräsidentschaft gibt erste Einblicke 
 

Ab dem 1. Juli 2026 übernimmt Irland den Vorsitz im Rat der Europäischen Union. In einem internen 

Dokument hat die künftige irische Ratspräsidentschaft bereits erste Einschätzungen zu den erwar-

teten Entwicklungen in der Steuerpolitik skizziert, darunter insbesondere zur bevorstehenden Neu-

fassung der DAC-Richtlinien, die die Kommission zusammen mit dem Steuer-Omnibus voraussicht-

lich am 24. Juni 2026 vorlegen wird. 

 

Im Dokument wird betont, dass es sich um Prognosen handelt, die auf dem bisherigen Austausch 

der irischen Präsidentschaft mit Kommission und Mitgliedstaaten beruhen und nicht als Vorankün-

digung konkreter Maßnahmenentwürfe zu verstehen sind. Gleichwohl gibt es aufschlussreiche Hin-

weise auf mögliche inhaltliche Weichenstellungen. 

 

Im Mittelpunkt stehen erwartungsgemäß Änderungen zu DAC6, den Mitteilungspflichten für grenz-

überschreitende Steuergestaltungen. Das Dokument stellt mehrere weitreichende Fragen zur künf-

tigen Ausgestaltung. Erörtert wird unter anderem, ob die Kennzeichen A1, A2 und A3 über Vertrau-

lichkeitsvereinbarungen, erfolgsabhängige Vergütungsstrukturen und standardisierte Gestaltungs-

modelle gestrichen werden sollten.  

 

Zudem wird die mögliche Abschaffung des „Main Benefit Test" erwogen, der bislang voraussetzt, 

dass ein steuerlicher Vorteil der wesentliche Beweggrund einer Gestaltung ist. Dieser Test ist in der 

Praxis stark einzelfallabhängig und hat nach Einschätzung von Wirtschaftsverbänden dazu geführt, 

dass auch routinemäßige, nicht aggressive Transaktionen meldepflichtig wurden.  

 

Darüber hinaus wird erwogen, Unternehmensgruppen, die bereits unter die Mindestbesteuerungs-

richtlinie (Pillar 2) fallen, von DAC6-Meldepflichten auszunehmen, da deren Nebeneinander zu un-

gerechtfertigten Doppelbelastungen führt. Schließlich könnten Substanztests aus den Verhandlun-

gen zur sogenannten UNSHELL-Richtlinie in das Kennzeichen D2 integriert werden, um den Miss-

brauch durch Briefkastengesellschaften gezielter zu erfassen. 

 

Für DAC7 (Meldepflichten für Betreiber digitaler Plattformen) könnte laut dem Dokument in Anleh-

nung an die OECD-Regelungen eine Freigrenze von einer Million Euro eingeführt werden, unterhalb 
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derer keine Meldepflichten entstehen. Beim Schwellenwert für den Warenhandel wird eine Anhe-

bung von 2.000 auf 3.000 Euro sowie die Abschaffung der Transaktionsgrenze von 30 Transaktio-

nen erwogen. Zudem könnten Intermediäre, die im Namen von Verkäufern tätig werden, künftig in 

den Anwendungsbereich der DAC7 einbezogen werden. 

 

Hinsichtlich DAC1, der Grundlage für den automatischen Informationsaustausch zu Einkommens- 

und Kapitalerträgen, werden Anpassungen beim Umfang der erfassten Kategorien diskutiert. Le-

bensversicherungsprodukte könnten aus dem Anwendungsbereich herausgenommen werden, wäh-

rend Meldepflichten zu ausländischem Immobilienbesitz aktualisiert und stärker an OECD-Stan-

dards angeglichen werden sollen. Erwogen wird auch eine Ausweitung der Verfügbarkeitsdefinition, 

sodass künftig nicht nur bei Steuerbehörden vorliegende Informationen, sondern Daten sämtlicher 

öffentlicher Stellen eines Mitgliedstaats als Grundlage für den Informationsaustausch dienen könn-

ten. 

 

Das erste Treffen nationaler Steuerexperten zum DAC-Recast soll am 1. Juli 2026 stattfinden. Eine 

politische Einigung wird, soweit möglich, noch für Dezember 2026 angestrebt. Die BStBK wird die 

weiteren Entwicklungen aufmerksam verfolgen, insbesondere im Hinblick auf die von der BStBK seit 

Langem geforderte Abschaffung der DAC6-Meldepflichten. 

 

BStBK nimmt zur European Business Wallet Stellung 
 

Die Europäische Kommission hat im Rahmen ihres Digitalpakets einen Verordnungsvorschlag zur 

Einrichtung europäischer Unternehmensbrieftaschen (European Business Wallet, EUBW) vorgelegt. 

Die BStBK hat dazu am 6. Mai 2026 eine Stellungnahme eingereicht und begrüßt die Zielrichtung 

des Vorschlags ausdrücklich. Ein harmonisierter, vertrauenswürdiger digitaler Rahmen für die Inter-

aktion zwischen Wirtschaftsteilnehmern und öffentlichen Stellen ist richtig und notwendig. Entschei-

dend ist jedoch, dass die Wallet tatsächlich zu einer Vereinfachung führt und keine Parallelstrukturen 

neben bestehenden berufs- und verwaltungsrechtlichen Verfahren schafft. 

 

Für den Berufsstand der Steuerberater sind mehrere Aspekte von besonderer Bedeutung. Zunächst 

fordert die BStBK eine klare Trennung von Personen- und Organisationsidentität. Selbstständige 

Steuerberater dürfen nicht auf ihre persönliche EUDI-Wallet reduziert werden, sondern müssen über 

die EUBW eine vollwertige organisationsbezogene Identität erhalten. Darüber hinaus muss die 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14663-Europaische-Brieftasche-fur-Unternehmen-digitale-Identitat-sicherer-Datenaustausch-und-sichere-rechtswirksame-Meldungen-fur-einen-einfachen-digitalen-Geschaftsverkehr/F33399587_de
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Registeranbindung gewährleisten, dass auch freie Berufe und Personengesellschaften nahtlos in 

den Wallet-Rahmen einbezogen werden können. 

 

Besonderes Gewicht legt die BStBK auf die Abbildung von Vollmachten und Vertretungsverhältnis-

sen. Da Steuerberater typischerweise nicht im eigenen Namen, sondern als Bevollmächtigte ihrer 

Mandanten handeln, muss die Wallet ein praxistaugliches Rollen- und Rechtesystem unterstützen. 

Dabei dürfen bewährte Infrastrukturen wie die Vollmachtsdatenbank in Steuersachen nach § 80a 

AO nicht verdrängt, sondern müssen anschlussfähig eingebunden werden. Gleiches gilt für das be-

sondere Steuerberaterpostfach, das mit dem vorgesehenen sicheren Kommunikationskanal der 

Wallet interoperabel verzahnt werden sollte. 

 

Schließlich mahnt die BStBK an, dass die technische Ausgestaltung der Wallet den arbeitsteiligen 

Kanzleialltag mit seinen Massenverfahren und verschiedenen Automationsgraden abbilden muss. 

Hybride Modelle mit Cloud-Komponenten und System-zu-System-Prozessen müssen ausdrücklich 

unterstützt werden, damit die Wallet in der Praxis tatsächlich nutzbar ist. Die BStBK befürwortet den 

im Entwurf angelegten Grundsatz eines „Business-Wallet-by-Default" für künftige Unionsrechtsakte, 

verbindet dies jedoch mit der klaren Erwartung: Die European Business Wallet muss ein Instrument 

des Bürokratieabbaus sein und kein Anlass für neue Bürokratie. 

 

ETAF 
 

Großes Interesse an ETAF-Frühjahrskonferenz 
 

Die ETAF-Frühjahrskonferenz am 7. Mai 2026 mit dem Titel „Tax Systems in the Digital Age: Current 

and Future Challenges" zog mehr als 2.200 online-Teilnehmer aus der gesamten EU an: Berufsträ-

gerinnen und Berufsträger, Vertreter von Regierungen und Behörden sowie Wissenschaftler. 

 

Im Mittelpunkt standen die Auswirkungen der Digitalisierung auf Steuerverwaltung und den steuer-

beratenden Berufsstand. ETAF-Präsident Philippe Arraou betonte in seiner Eröffnungsrede, dass 

die traditionellen Meldemodelle zunehmend durch Echtzeit-Datentransfers ersetzt werden. Dies stei-

gere die Bedeutung qualifizierter Steuerberatung, da menschliches Urteilsvermögen und berufliche 

Verantwortung nicht durch digitale Systeme ersetzt werden könnten. 

 

https://etaf.tax/conferences/
https://etaf.tax/conferences/
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Als Keynote-Sprecher erläuterte Wouter Bollaert vom belgischen Finanzministerium die zum 1. Ja-

nuar 2026 eingeführte verpflichtende B2B-E-Rechnung. Belgien habe dabei auf ein dezentrales, 

marktbasiertes Modell nach dem PEPPOL-Standard gesetzt. Steuerberater hätten maßgeblich zum 

Erfolg der Einführung beigetragen, insbesondere bei der Begleitung von KMU. 

 

Die anschließende Podiumsdiskussion, moderiert von Elodie Lamer (Tax Notes), thematisierte Ver-

hältnismäßigkeit, Datenschutz und die Grenzen der Automatisierung. Carlos Menezes (OCC Portu-

gal/Universität Minho) betonte, dass Digitalisierung Vertrauen aufbauen und nicht übermäßige Ein-

griffe in die Privatsphäre rechtfertigen dürfe. Paul Gisby (Accountancy Europe) verwies auf positive 

Erfahrungen aus Italien mit E-Rechnung und Echtzeit-Meldepflichten, mahnte jedoch ausreichende 

Übergangsfristen und Unterstützung für kleinere Betriebe an. David Hadwick (Universität Antwer-

pen/DigiTax Centre of Excellence) warnte vor unzureichend kontrollierten Risiken algorithmischer 

Prüfungsauswahl und forderte rechtliche Rahmenbedingungen, die es Steuerpflichtigen ermögli-

chen, die Verarbeitung ihrer Daten nachzuvollziehen. 

 

Abschließend kündigte Arraou an, dass die ETAF am 3. November 2026 ihr 10-jähriges Bestehen 

mit einer Jubiläumskonferenz in Brüssel feiert. 
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v.l.n.r.: Paul Gisby (Accountancy Europe), Philippe Arraou (ETAF-Präsident), David Hadwick (Universität Ant-

werpen), Elodie Lamer (Tax Notes), Wouter Bollaert (Belgisches Finanzministerium), Paula Franco (OCC-

Präsidentin), Carlos Menezes (OCC Portugal) 

 

OCC Portugal neues ETAF-Mitglied  
 

Seit dem 1. Juni 2026 ist die portugiesische Steuerberaterkammer Ordem dos Contabilistas Certifi-

cados (OCC) Vollmitglied in der ETAF. Die entsprechende Entscheidung traf die ETAF-Generalver-

sammlung einstimmig am 7. Mai 2026 in Brüssel, anlässlich derer OCC-Präsidentin Paula Franco 

als Gast begrüßt wurde. 

 

Die 1995 in Lissabon gegründete OCC ist die gesetzliche Berufsorganisation der zertifizierten Buch-

halter in Portugal mit rund 70.000 Mitgliedern. Sie verfügt über 19 Regionaldelegationen im gesam-

ten Land einschließlich der Azoren und Madeira. Ihre Mitglieder nehmen eine zentrale Rolle im por-

tugiesischen Steuersystem wahr und unterstützen Steuerpflichtige, Unternehmen und Behörden in 

den Bereichen Rechnungslegung, Finanzberichterstattung und Steuerberatung. 

 

Mit dem Beitritt des OCC Portugal stärkt die ETAF ihre Stellung als Stimme der regulierten Steuer-

berufe in der EU. 

https://www.occ.pt/
https://www.occ.pt/
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v.l.n.r.: Philippe Arraou (Präsident der ETAF), Paula Franco (Präsidentin der OCC) 
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Save the Date: ETAF-Jubiläumskonferenz am 3. November 2026 
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